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Amtsblatt / Berichte aus Lindau

Oberbürgermeister Dr. 
Gerhard Ecker hat bei der 
Stadtratssitzung am 21. 
Mai nochmals klar ge-
macht: „Wir müssen den 
Sanierungsstau bei Schu-
len, Gebäuden und Stra-
ßen abbauen. Darüber hin-
aus muss die Stadt Eigen-
mittel für die größeren 
Investitionen erwirtschaf-
ten. Dazu gehören die 
Schulen und Kindergärten, 
die Feuerwache, die Insel-
halle, die Unterführungen 
und das Zweibahnhofs-
konzept. Auch der Schul-
denabbau ist kontinuier-
lich weiter zu verfolgen“.

Der Straßenausbau stellt 
einen wichtigen Baustein der 
Infrastruktur für die Bürger 
und die Wirtschaft dar. Wäh-
rend in den bayerischen Städ-
ten der Straßenbau der ei- 
genen Straßen überwiegend 
über Erschließungs- und 
Straßenausbaubeiträge fi-
nanziert wird, wurde diese 
wichtige Einnahmequelle in 
Lindau lange Zeit nur unzurei-
chend und lückenhaft genutzt. 
Dies ging zu Lasten des allge-
meinen Haushalts.

Ausbaustatus ermittelt

OB Dr. Ecker hat deshalb die 
Verwaltung schon 2012 be-
auftragt, eine technische Be-
standsaufnahme vorzuneh-
men. Welche Straßen sind 
betroffen, wie ist der derzei- 
tige Ausbaustand, sind die 
Straßen entsprechend abge-
rechnet worden, ist inzwi-
schen Verjährung eingetre-
ten, wo besteht Dringlichkeit, 
wo und wie stark sind die 
Sparten (Wasser, Strom, Gas, 
Abwasser, Telekommunikati-
on) betroffen, wie ist die 
Kostenaufteilung vorzuneh-
men und, und, und?

Baugesetzbuch schreibt seit 
1961 Kostenbeteiligung der 
Anlieger verbindlich vor

Nach zwei Jahren akribischer 
Arbeit liegen erste Zwischen-
ergebnisse nunmehr vor. Bei 
4/5 der städtischen Straßen 
ist der Sachverhalt klar. Beim 
restlichen Fünftel muss tech-
nisch aufwändiger und mit 
externer Hilfe Klarheit ge-
schaffen werden. Dreh- und 
Angelpunkt ist das Inkrafttre-
ten des Bundesbaugesetzes 

Stadtrat bekräftigt 
Erschließungsbeiträge

am 30. Juni 1961. Darin ist 
die Kostenbeteiligung der 
Anlieger festgeschrieben. Der 
Stadtrat hatte danach festzu-
legen, welche Straßen da-
mals als „endgültig herge-
stellt“ zu betrachten sind. 
Diese Liste wurde damals 
bekannt gemacht. Jede spä-
tere Straßenbaumaßnahme 
muss man daran messen, ob 
es sich um einen Neu-  oder 
einen Ausbau oder nur um 
eine Unterhaltsmaßnahme 
handelt.

Sanierungsstau auch wegen 
nicht eingeforderter Beiträge

OB Dr. Ecker machte unmiss-
verständlich klar, dass der oft 
beklagte Zustand unserer 
Straßen auch darauf zurück-
zuführen ist, dass die Bei- 
träge der Anlieger in der Ver-
gangenheit nicht oder nur 
unzureichend eingefordert 
wurden. Stattdessen wurden 
viele Baumaßnahmen über-
wiegend aus dem städtischen 
Haushalt finanziert. Die dafür 
notwendige Kreditaufnahme 
führte zu einer zusätzlichen 
Zinsbelastung. Dringend be-
nötigte Finanzmittel fehlten 
für andere, ebenfalls wichtige 
Aufgaben.

Ungleichbehandlung und Un-
gerechtigkeiten nicht akzep-
tabel

Dr. Ecker verwies dabei auch 
auf die notwendige Gleich- 
behandlung aller Betroffe-
nen: „Es ist auch ungerecht, 
weil an anderer Stelle die 
Bürger ordnungsgemäß ihre 
Beiträge bezahlt haben. Dieje-
nigen, die sich an den Stra-
ßenausbaukosten beteiligt 
haben, müssen über ihre 
Steuern, Gebühren und Ab-
gaben den Beitragsausfall 
und die Zinsbelastung zusätz-
lich mitfinanzieren“.

Vermeidung unbilliger Härten

Bei den zwischenzeitlich 
durchgeführten Baumaßnah-
men (Alter Schulplatz und 
Hintere Fischergasse) habe 
sich gezeigt, dass sich dort 
die allermeisten Beiträge im 
dreistelligen, höchstens im 
niedrigen vierstelligen Be-
reich bewegten. Zudem, so 
der Oberbürgermeister, be-
stehe bei unbilligen Härten 
die Möglichkeit der Stun-
dung, Ratenzahlung oder 
auch des teilweisen Erlasses. 
Wie bisher werde man auch 
weiterhin die direkt Betroffe-
nen so frühzeitig wie möglich 
informieren. 

Es gehe nicht darum, Schuld-
zuweisungen zu treffen, son-
dern einzig und allein darum, 
die Stadt für die Zukunft mit 
den nötigen Finanzmitteln 
auszustatten. WV

Möglichkeiten bei „unbilligen Härten“

Die Straßenverkehrsbehörde informiert – 
die Fußgängerzone

Es ist immer wieder festzustellen, dass Ver-
kehrsteilnehmer nicht oder nicht ausrei-
chend über die nach der Straßenverkehrs-
ordnung geltenden Bestimmungen in der 
Fußgängerzone (VZ 242 StVO) Bescheid 
wissen.

Die Fußgängerzone besitzt eine Schutzfunk-
tion zugunsten der Fußgänger und Anwoh-
ner. Sie sollte von unnötigem Verkehr freige-
halten werden.
Falls es jedoch nötig ist, in die Fußgänger- 
zone einzufahren, ist Schrittgeschwindig-
keit (4 – 7 km/h) einzuhalten.
Es darf in der Maximilianstraße nur im Ein-
bahnverkehr von der Insel-Apotheke Rich-
tung Cramergasse eingefahren werden.

Auch Fahrradfahrer müssen ihr Rad außer-
halb der Lieferzeiten in der Fußgängerzone 
schieben und sich während der Lieferzeiten 
an die Einbahnregelung halten!

Die Fußgängerzone darf unter folgenden 
Vorraussetzungen befahren werden:

Lieferverkehr:
Zu den Lieferzeiten

Montag – Freitag: 06.30 Uhr bis 11.00 Uhr
Samstag: 06.30 Uhr bis 09.00 Uhr

ist Lieferverkehr zulässig. Für die notwendi-
ge Zeitdauer des Ladevorgangs darf auch 
bis max. zum Ablauf der Lieferzeit geparkt 
werden. Die Ladetätigkeit muss ohne Verzö-
gerung durchgeführt werden. Dauert der 
Ladevorgang länger, ist eine Ausnahmege-
nehmigung erforderlich.

Das Zusatzzeichen „Lieferverkehr frei“ gilt 
grundsätzlich nur für den gewerblichen 
Lieferverkehr (z.B. Speditionen, Zulieferer, 
Möbelwagen, Zustelldienste).

Anwohner/Kunden:
In Lindau wird auch der private Lieferver-
kehr während der Lieferzeiten toleriert, 
wenn Gegenstände be-/entladen werden 
müssen, deren Tragen über weite Strecken 
von/nach außerhalb der Fußgängerzone 
nicht zumutbar ist (z.B. Waren von einigem 
Gewicht oder Größe, Transport von einge-
kauften Getränkekisten oder Möbel).
Zum Transport von Personen ohne Gepäck ist 
die Zufahrt nicht gestattet (Ausnahme: Taxis 
bei Beförderung von Schwerbehinderten).
Nach dem Ende des Ladevorgangs ist der 
Fußgängerbereich auf dem kürzesten Weg 
zu verlassen.

Handwerker:
Handwerker dürfen, wenn sie im Besitz 
einer Handwerkerkarte sind, während der 
Lieferzeiten zeitlich unbegrenzt parken. Vor-
aussetzung ist, dass das Parken eines Werk-
stattfahrzeuges oder zum Transport von 
Werkzeug/Materialien in unmittelbarer Nähe 
der Baustelle erforderlich ist und in zumut-
barer Entfernung kein anderer Parkraum zur 
Verfügung steht.
Der durchlaufende Verkehr darf weder 
gefährdet noch behindert werden. Schau-
fenster oder Eingangstüren dürfen nicht 
zugeparkt werden.

Ausnahmen:
Außerhalb der Lieferzeiten ist eine Ausnah-
megenehmigung erforderlich. Diese kann 
von der Straßenverkehrsbehörde (ggf. auch 
telefonisch, Tel. 918-326) im Einzelfall erteilt 
werden.
Für Inhaber von Ausnahmegenehmigungen 
(z.B. Stellplatzinhaber) gelten gesonderte 
Auflagen.
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Lindau (B), den 17.05.2014
STADT LINDAU (BODENSEE)
Straßenverkehrsbehörde

Viel Lob gibt es für den gelunge-
nen Ausbau der Hinteren Fischer-
gasse. BZ-Fotos: WV
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Am 23. und 24. Mai hat Lindau das 50-jährige 
Bestehen der Städtepartnerschaft mit der französi-
schen Stadt Chelles gefeiert. Nach einer Gedenk- 
feier in der Peterskirche fand ein Festabend im 
Stadttheater statt. Am nächsten Tag hatten die Lin-
dauer Gelegenheit, das Jubiläum vor dem Alten 
Rathaus gebührend zu feiern. 

Bild oben: Der Partnerschaftspräsident aus Chelles, 
Bernard Pilot (Mitte), freute sich über die Glückwün-
sche von Brice Rabaste (links) und Dr. Gerhard 
Ecker (rechts) zu seinem 72. Geburtstag beim Jubi-
läumsfest vor dem Alten Rathaus. BZ-Foto: WV

Bild rechts: OB Dr. Gerhard Ecker ehrte Bernard 
Pilot (rechts) mit der Goldenen Stadtmedaille und 
Raymond Bianchi Mitte) mit der Partnerschaftsbür-
gerehrenmedaille für ihre Verdienste um die Jume-
lage. BZ-Foto: MH

Bürgermeister Brice Rabaste aus Chelles und 
Lindaus Oberbürgermeister Dr. Gerhard Ecker bei 
der Gedenkfeier in der Peterskirche. Im Hintergrund 
die Pfarrer Georg Alois Oblinger und Eberhard 
Heuss. BZ-Foto: MH

50 Jahre Partnerschaft Lindau – Chelles gefeiert


